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Einleitung und Gang der Untersuchung

Die deutsche gesetzliche Unfallversicherung ist über 120 Jahre alt. Sie ist seit

jeher umstritten. Schon ihre Gründung war begleitet von langen Debatten um

die „richtige“ organisatorische Bewältigung des notwendig gewordenen Schutzes

von Arbeitnehmern vor Arbeitsunfällen. Weiterentwicklungen und Ausweitungen

wurden stets kritisch begleitet; um die dogmatische Einordnung ins soziale Si-

cherungssystem wurde noch bis vor wenigen Jahren im juristischen Schrifttum

gerungen. Konstante und heftige Kritik richtet sich von Beginn an gegen den Cha-

rakter der Unfallversicherung als Zwangsversicherung, in der die Unternehmer

einseitig belastet werden: Mit einem Monopol ausgestattet, so lautet der Vorwurf,

stünden die Unfallversicherungsträger außerhalb des Wettbewerbs, der, so die The-

se, die Unfallversicherung effizienter, günstiger, wirksamer, kurz: besser machen

würde. Dass die Rufe nach Abschaffung des „Staatsmonopols“ bis heute nicht

verhallt sind, zeigt eine neuerdings wieder steigende Zahl von Klagen vor den

Sozialgerichten von Unternehmern, die sich gegen die Zwangsversicherung bei

den gewerblichen Berufsgenossenschaften wehren. Das muss verwundern, scheint

doch die Diskussion um das Unfallversicherungsmonopol durch Richterspruch

mit breiter Zustimmung der Literatur beendet worden zu sein: Das Bundessozial-
gericht urteilte im November 20031, dass die Zwangsversicherung weder gegen

Europarecht noch gegen, dies in Bestätigung der früheren Rechtsprechung, das

Grundgesetz verstößt. Mit Verweis auf das Urteil des Europäischen Gerichtshofs
in der Rechtssache INAIL war es überzeugt genug von der Europarechtskonfor-

mität der deutschen gesetzlichen Unfallversicherung, dass es auf eine Vorlage in

Luxemburg verzichtete.

Anlass dieser Arbeit ist die Frage, ob die Argumentation des Bundessozialge-
richts belastbar ist. Sie stellt sich vor allem vor dem Hintergrund einer vielschich-

tigen und von Kasuistik geprägten Urteilspraxis des Europäischen Gerichtshofs
zu den Einrichtungen der sozialen Sicherheit in den Mitgliedstaaten. Als staatlich

organisierte Systeme mit erheblichem volkswirtschaftlichen Einfluss können sie in

Konflikt mit den Grundfreiheiten und dem Wettbewerbsrecht des EG-Vertrags ge-

raten. Die wettbewerbsrechtliche Prüfung indes ist in der Rechtsprechung schnell

beendet, wenn die Tätigkeit der Einrichtung als nicht wirtschaftlich gelten muss.

Die Antwort auf diese Frage kreist im Duktus des Europäischen Gerichtshofs um

den Grundsatz der Solidarität: Stark ausgeprägt, vermag er die Anwendung der

1 BSGE 91, 263.
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Wettbewerbsregeln abzuschneiden und damit die Frage auf einen Verstoß negativ

zu beantworten.

Solidarität ist ein wiederkehrender Begriff auch im deutschen Sozialversiche-

rungsrecht. Häufig wird es zu dem „Prinzip“ erhoben, das der Sozialversicherung

ihr soziales Gepräge gibt. Dabei teilt der Begriff auf europäischer wie nationaler

Ebene das Schicksal eines zuweilen unklaren bis ungenauen Gebrauchs – dies

wiegt umso schwerer, je stärker davon die Zugehörigkeit zu einem bestimmten

System oder die rechtliche Zulässigkeit abhängen soll. Für die gesetzliche Un-

fallversicherung bestehen berechtigte Zweifel daran, ob sie einem Grundsatz der

Solidarität folgt oder ein Solidarprinzip verwirklicht. Wenn sie jedoch nicht nur

historisch sondern auch systematisch klassischer Zweig der deutschen Sozial-

versicherung ist, kann dann das Fehlen eines unpräzise verwendeten „Prinzips“

schon zu ihrer Unzulässigkeit führen? Diese Frage will die vorliegende Arbeit

beantworten.

Dabei darf die gesetzliche Unfallversicherung, begrenzt auf ihren gewerbli-

chen von den Berufsgenossenschaften getragenen Teil, als Beispiel gelten. An

ihr können begriffliche und dogmatische Auseinandersetzungen im deutschen

Sozialversicherungsrecht ebenso nachgezeichnet werden wie der Grundkonflikt

öffentlicher Einrichtungen in den Mitgliedstaaten mit dem Gemeinschaftsziel ei-

nes Gemeinsamen Marktes mit unverfälschtem Wettbewerb. Schließlich ist auch

die gesetzliche Unfallversicherung ein möglicher Bereich für die Gemeinsame

Sozialpolitik der EU.

Die Untersuchung wird einen Gang vom deutschen zum Gemeinschaftsrecht

nehmen. Im ersten Teil der Untersuchung wird das System der gesetzlichen Unfall-

versicherung erläutert. Nach einem Überblick über ihre Entwicklung vom ersten

Gesetz bis heute geht es vor allem darum, die gesetzliche Unfallversicherung an der

Struktur der Sozialversicherung zu messen. Erforderlich dazu ist eine Besinnung

darauf, was „Sozialversicherung“ ist. Daran wird sich zeigen, ob die Unfallversi-

cherung mehr als nur historisch begründbar zu diesem System sozialer Sicherheit

gehört. Ihre Besonderheiten darzustellen, ist erforderlich, um die Auseinanderset-

zung um die Anwendbarkeit des Gemeinschaftsrechts zu führen. Die Prüfung der

Verfassungsmäßigkeit der gesetzlichen Unfallversicherung greift insbesondere die

Frage der durch den Versicherungszwang betroffenen Grundrechte neu auf.

Der zweite Teil geht der europarechtlichen Zulässigkeit der gesetzlichen Unfall-

versicherung nach. Sie kann in den Anwendungsbereich der Wettbewerbsordnung

fallen und zudem an der Dienstleistungsfreiheit zu messen sein. Sowohl zum

Wettbewerbsrecht als auch zur Dienstleistungsfreiheit hat die Rechtsprechung des

Europäischen Gerichtshofs die Behandlung von Einrichtungen der sozialen Sicher-

heit maßgeblich geprägt. Diese gilt es darzustellen und zu ordnen, insbesondere

mit dem Ziel, eine methodisch und dogmatisch nachvollziehbare und tragfähige

Argumentationslinie zu gewinnen. Am Ende soll eine belastbare Antwort auf die
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Frage stehen, wie die gesetzliche Unfallversicherung gemeinschaftsrechtlich zu

behandeln ist.

Der dritte Teil schließlich widmet sich dem Einfluss, den das sogenannte Euro-

päische Sozialrecht auf die deutsche gesetzliche Unfallversicherung im besonderen

und die mitgliedstaatlichen Sozialrechtsordnungen im allgemeinen nimmt. Euro-

päisches Sozialrecht und Europäische Sozialpolitik sind beständig im Fluss, dessen

Geschwindigkeit zu Beginn des neuen Jahrhunderts erneut zugenommen hat. Vor

diesem Hintergrund und der Ungewissheit über die Zukunft des Vertrags über

eine Verfassung für Europa kann dieser Abschnitt nicht mehr als einen Einblick

in aktuelle Rechtslage und absehbare Entwicklungen geben.

An dieser Stelle sei noch darauf hingewiesen, dass, wann immer in dieser Unter-

suchung eine Person in männlicher Form genannt, selbstverständlich zugleich die

weibliche Variante mitgedacht ist. Die männliche Endung sprachlich vorzuziehen,

ist allein einer vereinfachten Schreib- und Lesepraxis geschuldet.


